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A Allgemeiner Teil

1 Vertragsgrundlagen

Grundlagen des Vertrages sind

- die beigefügten Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB),

- die folgenden Bestimmungen.

2 Versichertes Risiko

2.1 Risiko gemäß Versicherungsschein
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus dem im Versicherungsschein und sei-
nen Nachträgen beschriebenen Risiko.
Der Versicherungsschutz umfasst alle innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland belegenen Betriebsstätten, Be-
triebseinrichtungen und betrieblichen Nebenrisiken.

2.2 Vergabe von Leistungen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Verga-
be von Leistungen an Dritte (Subunternehmer), soweit
diese dem versicherten Risiko des Versicherungsnehmers
entsprechen.
Nicht versichert ist die Haftpflicht der beauftragten Unter-
nehmer selbst bzw. deren Personal.

3 Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht
3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichti-
gung des versicherten Betriebes oder eines Teiles dessel-
ben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;

3.2 der übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie
in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Ver-
sicherungsnehmer verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß
dem Sozialgesetzbuch VII handelt.
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den be-
amtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infol-
ge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden.

4 Mitversicherte Risiken

4.1 Haus- und Grundbesitz/Vermietungen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasing-
nehmer oder Nutznießer von Grundstücken (nicht jedoch
Luftlandeplätzen), Gebäuden oder Räumlichkeiten, die im
Rahmen des versicherten Risikos oder für Wohnzwecke
des Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehö-
rigen genutzt werden, auch soweit sie teilweise an Be-
triebsfremde vermietet, verpachtet oder sonst überlassen
werden.
Mitversichert ist dabei die gesetzliche Haftpflicht
4.1.1 des Versicherungsnehmers - abweichend von § 4
Ziff. I 5 AHB - wegen Sachschäden durch häusliche Ab-
wässer, die im Gebäude selbst anfallen (also keine indu-
striellen und gewerblichen Abwässer), und wegen Sach-
schäden, die durch Abwässer aus dem Rückstau des Stra-
ßenkanals auftreten;
4.1.2 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unter-
nehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Repara-
turen, Abbruch-, Grabearbeiten) auf den Grundstücken bis
zu einer veranschlagten Bausumme von 100.000 EUR je
Bauvorhaben;

Eine Überschreitung dieser Baukostensumme stellt eine
Erweiterung des versicherten Risikos im Sinne des § 1 Ziff.
2 b AHB dar. Der Versicherungsnehmer wird dem Versi-
cherer die tatsächliche Baukostensumme am Ende eines
jeden Versicherungsjahres bekannt geben.
4.1.3 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer die-
ser Grundstücke aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versiche-
rung bis zum Besitzwechsel bestand;
4.1.4 der durch Arbeitsvertrag mit dem Versicherungs-
nehmer mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und
sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Per-
sonen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Aus-
übung dieser Verrichtungen erhoben werden;
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß
dem Sozialgesetzbuch VII handelt.
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den be-
amtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infol-
ge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden.
4.1.5 der Zwangs- oder Insolvenzverwalter sowie der
Treuhänder nach der Insolvenzordnung in dieser Eigen-
schaft (siehe auch § 7 AHB).

4.2 Sozial- und Sicherheitseinrichtungen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus seinen Sozialeinrichtungen (wie Be-
triebskantinen, Erholungsheime, Kindergärten, Sportan-
lagen) für Betriebsangehörige, auch wenn diese Einrich-
tungen gelegentlich durch Betriebsfremde genutzt werden,
sowie aus seinen Sicherheitseinrichtungen (z.B. Werksfeu-
erwehr).
Nicht versichert ist die Haftpflicht von Betriebssport-
gemeinschaften sowie die persönliche Haftpflicht der Mit-
glieder aus der Betätigung in diesen.

4.3 Betriebsübliche Veranstaltungen und Werbemaßnah-
men
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus betriebsüblichen Veranstaltungen (z.B.
Betriebsbesichtigungen, Betriebsfeiern und -ausflügen)
sowie aus dem Besitz und der Unterhaltung von Reklame-
einrichtungen und aus der Teilnahme an Ausstellungen und
Messen, Symposien und Kongressen.

4.4 Nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtige
Kfz-Anhänger

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz,
Halten und Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht ver-
sicherungspflichtigen Kfz-Anhängern, soweit diese nicht in
Verbindung mit einem zulassungs- oder versicherungs-
pflichtigen Zugfahrzeug gebraucht werden.
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen
besteht, geht dieser vor.

5 Vorsorgeversicherung
Im Rahmen der im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen ausgewiesenen Versicherungssumme gilt für die
Vorsorgeversicherung gem. § 2 Ziff. 2 AHB eine Höchst-
ersatzleistung von

2 Mio. EUR für Personenschäden
1 Mio. EUR für Sachschäden.

B Betriebshaftpflichtrisiko

1 Allgemeine Deckungserweiterungen

1.1 Vermögensschäden
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne des § 1
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Ziff. 3 AHB aus Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
1.1.1 Schäden durch ständige Immissionen (z.B. Ge-
räusche, Gerüche);
1.1.2 gutachterlicher Tätigkeit;
1.1.3 Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-,
Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen
wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unter-
schlagung;
1.1.4 der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und
Urheberrechten;
1.1.5 Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbei-
tung, Rationalisierung und Automatisierung;
1.1.6 bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger vorsätz-
licher Pflichtverletzung. Eine Verletzung der Abzeich-
nungspflicht gilt nicht als Abweichung im Sinne dieser Be-
stimmung (vgl. §§ 2, 10 Abs. 4 und 5 der Apotheken-
betriebsordnung);
1.1.7 Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld,
bargeldlosen Zahlungsmitteln, Wertpapieren, Sparbü-
chern, Urkunden, Schmucksachen und sonstigen Wertsa-
chen.
Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall
100.000 EUR. Die Höchstersatzleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte
dieser Versicherungssumme.
Diese Deckungserweiterung findet für Teil C "Umwelthaft-
pflichtrisiko" keine Anwendung.

1.2 Datenschutzrisiken
Abweichend von der Ausschlussbestimmung in vorste-
hender Ziff. 1.1.5 - ansonsten im gleichen Umfang - ist mit-
versichert die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögens-
schäden aus der Verletzung von Vorschriften des Bundes-
datenschutzgesetzes über personenbezogene Daten.
Eingeschlossen sind insoweit - abweichend von § 7 Ziff. 2
AHB - auch gesetzliche Haftpflichtansprüche von Be-
triebsangehörigen untereinander.

1.3 Vertragliche Haftpflichtrisiken aus Haus- und Grund-
besitz
Übernimmt der Versicherungsnehmer z.B. als Mieter,
Pächter oder Leasingnehmer von Grundstücken und Ge-
bäuden durch Vertrag die Verkehrssicherungspflichten und
die sich daraus ergebende gesetzliche Haftpflicht des Ver-
mieters, Verpächters oder Leasinggebers, verzichtet der
Versicherer insoweit auf den Einwand des § 4 Ziff. I 1 AHB.

1.4 Auslandsrisiken/Kosten und Selbstbehalt bei Geltend-
machung von Ansprüchen in USA/US-Territorien und Ka-
nada

1.4.1 Auslandsrisiken

1.4.1.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 3
AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen
im Ausland vorkommender Versicherungsfälle aus

- der Abgabe von Arzneimitteln und anderen apotheken-
üblichen Waren in der Bundesrepublik Deutschland;

- Anlass von Geschäftsreisen oder der Teilnahme an Aus-
stellungen und Messen, Symposien und Kongressen;

im europäischen Ausland vorkommender Versicherungs-
fälle

- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer dorthin
geliefert hat oder dorthin hat liefern lassen.

1.4.1.2 Ausgeschlossen ist die Haftpflicht für im Ausland
belegene Betriebsstätten, z.B. Produktions- oder Ver-
triebsniederlassungen, Läger und dgl.
1.4.1.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche

- aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen,
die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt
oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut
worden sind;
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer und die unter Teil A
Ziff. 3.1 mitversicherten Personen (gesetzliche Vertreter
des Versicherungsnehmers und "leitende Angestellte")
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Be-
stimmungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen
(siehe § 4 Ziff. I 3 AHB).

- nach den Artikeln 1792 ff und 2270 des französischen Code
Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere pu-
nitive oder exemplary damages;

- wegen Personenschäden, die ursächlich auf die karzino-
genen Wirkungen von Asbest oder asbesthaltigen Sub-
stanzen zurückzuführen sind;

- wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen,
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

1.4.2 Kosten und Selbstbehalt bei Geltendmachung von
Ansprüchen in USA/US-Territorien und Kanada

1.4.2.1 Abweichend von § 3 Ziff. II 4 AHB werden

- bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien und Kana-
da sowie

- bei mitversicherten Ansprüchen, die in USA/US-Territo-
rien und Kanada geltend gemacht werden,

die Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten;
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden
sind.
1.4.2.2 Bei Personenschäden in USA/US-Territorien und
Kanada hat der Versicherungsnehmer je Versicherungsfall
10.000 EUR selbst zu tragen. Der Selbstbehalt gilt

- bei Personenschäden in USA/US-Territorien und Kanada
sowie

- für mitversicherte Ansprüche wegen Personenschäden,
die in USA/US-Territorien und Kanada geltend gemacht
werden,

auch für die vorgenannten Kosten.

1.5 Be- und Entladeschäden
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 6 b AHB -
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Land-
oder Wasserfahrzeugen sowie Containern beim Be- oder
Entladen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.
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Für Schäden an Containern und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von
oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne
oder Winden zum Zwecke des Be- und Entladens.
Ausgeschlossen ist gemäß § 4 Ziff. I 6 b AHB die gesetzliche
Haftpflicht aus der Beschädigung der Ladung von Fahr-
zeugen und Containern und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall
von der Schadenersatzleistung 10 %, mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen.

1.6 Strahlenrisiken

Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 7 AHB und
§ 4 Ziff. I 8 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus

- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven
Stoffen;

- Besitz und Verwendung von Röntgengeräten und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über Teil C "Umwelthaftpflichtrisiko".
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche

- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

- wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleich-
gültig für wen oder in wessen Interesse - aus beruflichem
oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die von
energiereichen ionisierenden Strahlen oder Laserstrah-
len ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben.

2 Betriebsspezifische Deckungserweiterungen
2.1 Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmän-
geln infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Per-
sonen-, Sach- und daraus entstandener weiterer Schäden,
soweit diese durch vom Versicherungsnehmer

- hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse;
- erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

verursacht wurden.
Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in
dem der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den
Verkehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die
Leistungen ausgeführt hat.
Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von § 1, § 4
Ziff. I 1 und 6 Abs. 3 AHB - auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang
wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener weiterer
Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

2.2 Betriebsabwässer

Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 Ziff. I 5 AHB -
Haftpflichtanprüche wegen Sachschäden durch Abwässer
aus dem Betrieb des Versicherungsnehmers.
Diese Deckungserweiterung findet für Teil C "Umwelthaft-
pflichtrisiko" keine Anwendung.

2.3 Mietsachschäden außer Brand- und Explosionsschäden

2.3.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 6 a
AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden
2.3.1.1 an anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen ge-
mietenen Räumen, und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden;
2.3.1.2 an für sonstige betriebliche Zwecke gemieteten,
gepachteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räum-
lichkeiten, und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.
Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 150.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 300.000 EUR.
2.3.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Abnutzung,
Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung, Schäden an
Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserberei-
tungsanlagen, an Elektro- und Gasgeräten sowie Glas-
schäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen
besonders versichern kann.
2.3.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und de-
ren Angehörigen;

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles des-
selben angestellt hat und deren Angehörigen;

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich
verbunden sind oder unter einer einheitlichen unterneh-
merischen Leitung stehen.

2.3.4 Für Schäden durch Brand und Explosion richtet sich
der Versicherungsschutz und die Ersatzleistung aus-
schließlich nach den Besonderen Bedingungen für die Um-
welt-Kompaktversicherung gemäß Teil C.

2.4 Krankenhausversorgungsvertrag

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Apothekers
und der mitversicherten Personen aus ihrer Tätigkeit auf-
grund eines Krankenhausversorgungsvertrages, insbe-
sondere aus

- der Falschlieferung von Arzneimitteln in das Kranken-
haus;

- den Prüfungspflichten von Arzneimitteln auf ordnungsge-
mäße Verwaltung und einwandfreie Beschaffenheit in
dem Krankenhaus und

- der Mitwirkung in der Arzneimittelkommission.

2.5 Ansprüche mitversicherter Personen untereinander

Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziff. 2 AHB - ge-
genseitige gesetzliche Haftpflichtansprüche

- zwischen Betriebsangehörigen (gesetzliche Vertreter des
Versicherungsnehmers, Personen, die mit der Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes betraut
sind, Mitglieder des Aufsichtsrates oder sonstiger Auf-
sichtsgremien, z.B. Beiräte) sowie ihren Angehörigen
wegen Personen- und Sachschäden, wenn der Betriebs-
angehörige für das den Anspruch auslösende Ereignis im
Betrieb keine Verantwortung/Mitverantwortung zu tragen
hat;

- zwischen sämtlichen übrigen Betriebsangehörigen wegen
Sachschäden von mehr als 100 EUR.
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Ausgenommen hiervon sind Geld, bargeldlose Zahlungs-
mittel, Wertpapiere, Sparbücher, Urkunden, Schmucksa-
chen und sonstige Wertsachen.

2.6 Sachen von Betriebsangehörigen und Besuchern

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ab-
handenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und
Kunden. Ausgenommen hiervon sind Geld, bargeldlose
Zahlungsmittel, Wertpapiere, Sparbücher, Urkunden,
Schmucksachen und sonstige Wertsachen.

2.7 Unterhaltsansprüche

Für Haftpflichtansprüche, bei denen es sich um Unter-
haltsansprüche gegen den Versicherungsnehmer in seiner
Eigenschaft als Apotheker wegen ungewollter Schwanger-
schaft bzw. wegen unterbliebenem Schwangerschaftsab-
bruch handelt, besteht Versicherungsschutz im Rahmen
des Vertrages und nach Maßgabe der vereinbarten Versi-
cherungssumme für Personenschäden.

3 Besonders zu vereinbarende Deckungserweiterungen

Wenn die Mitversicherung im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen dokumentiert ist, gilt:
3.1 Nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtige
Kraftfahrzeuge

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz,
Halten und Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht ver-
sicherungspflichtigen

- Kraftfahrzeugen (z.B. Gabelstapler) mit nicht mehr als
6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als
20 km/h Höchstgeschwindigkeit.

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in
§ 1 Ziff. 2 b und in § 2 Ziff. 3 c AHB.
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei,
wenn der Fahrer eines Kfz beim Eintritt des Versiche-
rungsfalles auf öffentlichen Wegen und Plätzen nicht die
vorgeschriebene behördliche Fahrerlaubnis hat.
Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer, dem Halter oder Eigentümer bestehen,
wenn dieser das Vorliegen der Fahrerlaubnis bei dem be-
rechtigten Fahrer ohne Verschulden annehmen durfte oder
wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug geführt hat.

3.2 Hilfsmittel-Lieferungsvertrag

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Lieferung,
Montage oder Einweisung in den Gebrauch von Hilfsmitteln
gemäß Hilfsmittellieferungsvertrag, die eine behinderten-
oder therapiegerechte Zurichtung erfordern und außerhalb
der Apothekenbetriebsräume an den Kunden abgegeben
werden.

4 Ausschlüsse

4.1 Kraftfahrzeuge, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers
verursachen, soweit nicht nach Teil A Ziff. 4.4 Versiche-
rungsschutz besteht bzw. nach Teil B Ziff. 3.1 vereinbart
wurde.
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die
sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in An-
spruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.
Eine Tätigkeit der vorgenannten Personen an einem Kraft-
fahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

4.2 Luftfahrzeuge

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luftfahrzeugs verursachen oder für die sie
als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeugs in Anspruch
genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge,
soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luftfahr-
zeugen oder den Einbau in Luftfahrzeuge bestimmt wa-
ren;

- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder
Luftfahrzeugteilen,

und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit die-
sen beförderten Sachen, der Insassen, wegen sonstiger
Schäden durch Luftfahrzeuge und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

4.3 Kommissionsware
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden an
Kommissionsware und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden.

4.4 Arzneimittel (bei Deckungsvorsorgepflicht)
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Personenschäden
durch im Geltungsbereich des Arzneimittelgesetzes (AMG)
an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für die der Ver-
sicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharmazeuti-
scher Unternehmer im Sinne des § 4 Abs. 18 AMG nach
§ 94 AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat.

5 Versicherungsfall
Versicherungsfall ist gemäß § 1 Ziff. 1 und § 5 Ziff. 1 AHB
das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den
Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.

6 Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbehalt
6.1 Es gelten die im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssummen je Ver-
sicherungsfall und die Höchstersatzleistung des Versiche-
rers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.
6.2 Soweit nach den sonstigen Vertragsbestimmungen für
bestimmte Risiken eine Selbstbeteiligung vereinbart ist,
findet diese Anwendung.

7 Arbeits- oder Liefergemeinschaften

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teil-
nahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften auch dann,
wenn sich der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder
Liefergemeinschaft selbst richtet.
Für die Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften
gelten unbeschadet der sonstigen Vertragsbedingungen
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(insbesondere der Versicherungssummen) folgende Be-
stimmungen:

7.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote
beschränkt, welche der prozentualen Beteiligung des des
Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher
Partnerfirma die schadenverursachenden Personen oder
Sachen angehören.

7.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche wegen Schäden an den von den einzelnen Part-
nern in die Arbeits- oder Liefergemeinschaft eingebrachten
oder von der Arbeits- oder Liefergemeinschaft beschafften
Sachen, gleichgültig, von wem die Schäden verursacht
wurden.

7.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner
der Arbeits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie
Ansprüche der Arbeits- oder Liefergemeinschaft gegen die
Partner und umgekehrt.

7.4 Versicherungsschutz besteht auch für die Arbeits- oder
Liefergemeinschaft selbst.

C Umwelthaftpflichtrisiko (Umwelt-Kompaktversicherung)

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - abweichend von § 4 Ziff. I 8 AHB - die
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden
durch Umwelteinwirkung.
Mitversichert sind gemäß § 1 Ziff. 3 AHB Vermögensschä-
den aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb
und wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnis-
sen durch Umwelteinwirkung. Diese Vermögensschäden
werden wie Sachschäden behandelt.

1.2 Ein Schaden entsteht durch eine Umwelteinwirkung,
wenn er durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck,
Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Erschei-
nungen verursacht wird, die sich in Boden, Luft oder Was-
ser ausgebreitet haben. Schäden durch Brand oder Explo-
sion gelten als Schäden durch Umwelteinwirkung.

1.3 Die Vertragsbestimmungen gemäß Teil B gelten mit
Ausnahme von Ziff. 5 und 6 auch für Teil C.

1.4 Für Versicherungsfälle im Ausland und bei mitversi-
cherten Ansprüchen, die in USA/US-Territorien/Kanada
geltend gemacht werden, gilt Teil B Ziff. 1.4; der Versiche-
rungsfallbegriff richtet sich jedoch nach Teil C Ziff. 4.
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 Ziff. I 3 AHB -
auch im europäischen Ausland eintretende Versiche-
rungsfälle, die auf den Betrieb einer im Inland belegenen
versicherten Anlage im Sinne der Ziff. 2 zurückzuführen
sind. Nicht versichert sind Anlagen, die im Ausland belegen
sind.

2 Umfang der Versicherung

Im Rahmen der Bedingungen erstreckt sich der Versiche-
rungschutz auf
2.1 alle Anlagen und Risiken des Versicherungsnehmers
mit Ausnahme
2.1.1 der Lagerung von mehr als 500 l Heizöl, mehr als
500 l Kraftstoff, mehr als 500 kg Gas je Betriebsgrundstück;
2.1.2 der Lagerung von insgesamt mehr als 10 Tonnen Altöl
und gefährlicher Stoffe und gefährlicher Zubereitungen je
Betriebsgrundstück (die Lagerung von Heizöl, Kraftstoff
und Gas richtet sich nach Ziff. 2.1.1). Als gefährlich gelten
Stoffe oder Zubereitungen im Sinne des § 3 a Chemikali-
engesetz;

2.1.3 der Direkteinleitung (Einbringen, Einwirken) von Stof-
fen in ein Gewässer sowie des Betreibens von Klärwerken
und Abwasserbehandlungsanlagen; eingeschlossen sind
jedoch das Betreiben von und die Direkteinleitung über
Leichtstoff- oder Schwerstoffabscheider;
2.1.4 von Anlagen zur Verwertung und/oder Beseitigung
von Abfällen sowie Deponien;
2.1.5 von Anlagen, die in einem förmlichen Genehmi-
gungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 10
Bundesimmissionsschutz-Gesetz (BImSchG) zu genehmi-
gen sind oder einer Deckungsvorsorge unterliegen;
2.1.6 von Anlagen oder Einrichtungen, die hochfrequente
elektromagnetische Strahlungen aussenden (z.B. Mobil-
funk- oder Sendeanlagen/-masten).
Für die Lagerung von Heizöl, Gas und Kraftstoffen über die
in Ziff. 2.1.1 angegebenen Mengen kann nach gesonderter
Vereinbarung (Dokumentierung im Versicherungsschein
oder seinen Nachträgen) Versicherungsschutz vereinbart
werden.
Für die übrigen nicht mitversicherten Anlagen/Risiken
(Ziff. 2.1.2 - 2.1.6) kann in einem gesonderten Versiche-
rungsvertrag Versicherungsschutz vereinbart werden.

2.2 die Verwendung von Stoffen im räumlichen und gegen-
ständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen/Ri-
siken (z.B. innerbetrieblicher Transport vom Lager zum
Einsatzort) oder auf Stoffe, die in Abwässer und mit diesen
in Gewässer gelangen, ohne in diese eingebracht oder
eingeleitet zu sein.

2.3 die Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demon-
tage, Instandhaltung und Wartung von in § 4 Ziff. I 8 b, 2.
Halbsatz AHB beschriebenen Anlagen oder ersichtlich für
solche Anlagen bestimmte Teile, wenn der Versicherungs-
nehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. Aufwendung-
en vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter den
dort genannten Voraussetzungen ersetzt, sofern Regress-
ansprüche des Inhabers der Anlage gegen den Versiche-
rungsnehmer bestehen (Umwelt-Regressrisiko).

2.4 - teilweise abweichend von § 4 Ziff. I 5 AHB - die all-
mähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen
oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub
und dgl.) sowie auf Abwässer (Allmählichkeits- und Ab-
wässerschäden).

2.5 - abweichend von § 4 Ziff. I 6 a AHB - Schäden durch
Brand und Explosion und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden
2.5.1 an anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen ge-
mieteten Räumen;
2.5.2 an für sonstige betriebliche Zwecke gemieteten, ge-
pachteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räumen
(Mietsachschäden durch Brand und Explosion).

2.5.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und de-
ren Angehörigen;

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teils des-
selben angestellt hat und deren Angehörigen;

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich
verbunden sind oder unter einer einheitlichen unterneh-
merischen Leitung stehen;

- als Rückgriffsansprüche, die unter den Regressverzicht
nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei übergrei-
fenden Versicherungsfällen fallen.
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2.5.4 Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung gilt die im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen angegebene Versicherungssumme für Sach-
schäden. Dieser Betrag bildet zugleich auch die Gesamt-
leistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres.

3 Erhöhungen/Erweiterungen/Vorsorgeversicherung

Der Versicherungsschutz erlischt für diejenigen versicher-
ten Anlagen, die durch Erhöhung der Lagermenge und/oder
Leistungsgrenzen den Ausnahmen gemäß Ziff. 2.1.1 - 2.1.5
zuzuordnen sind; die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2 b AHB
über Erhöhungen/Erweiterungen, des § 1 Ziff. 2 c und § 2
AHB sowie Teil A Ziff. 5 über Vorsorgeversicherung finden
insoweit keine Anwendung.

4 Regelungen zum Versicherungsfall

4.1 Der Versicherungsfall

Versicherungsfall ist - abweichend von § 1 Ziff. 1 und
§ 5 Ziff. 1 AHB - die nachprüfbare erste Feststellung des
Personenschadens (Tod, Verletzung oder Gesundheits-
schädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung
oder Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziff. 1.1
mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschä-
digten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungs-
nehmer.
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der
Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht da-
rauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Um-
fang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von
Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

4.2 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

4.2.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versi-
cherungsfall eingetreten ist,

- nach einer Störung des Betriebes
oder

- aufgrund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff.
1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung
der Störung des Betriebes oder die behördliche Anordnung
müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.
4.2.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen
im Sinne der Ziff. 4.2.1 werden unter den dort genannten
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen,
dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer
oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.
4.2.3 Im Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziff. 4.2
vereinbarten Gesamtbetrages werden dem Versiche-
rungsnehmer die Aufwendungen voll ersetzt, falls er
4.2.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen
Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung
unverzüglich angezeigt hat und alles getan hat, was erfor-
derlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begren-
zen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Scha-
deneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß
Widerspruch gegen behördliche Anordnungen eingelegt
hat
oder
4.2.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen ab-
gestimmt hat. Ist eine Abstimmung nach Lage des Einzel-
falles zeitlich nicht möglich, ersetzt der Versicherer die

Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer den Um-
ständen nach für geboten halten durfte.
4.2.4 Liegen die Voraussetzungen der Ziff. 4.2.3 nicht vor,
so werden die Aufwendungen nur in dem Umfang ersetzt,
in dem die Maßnahmen notwendig und objektiv geeignet
waren, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Scha-
denumfang zu mindern.
4.2.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten
Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung
bis zu einem Gesamtbetrag von 1.000.000 EUR je Störung
des Betriebes oder behördlicher Anordnung ersetzt. Dieser
Betrag bildet zugleich die Höchstersatzleistung des Versi-
cherers für ein Versicherungsjahr. Der Versicherungs-
nehmer hat von den Aufwendungen 10 %, mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen.
4.2.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen -
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff.
4.2.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung,
Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebsein-
richtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers;
auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des
Versicherungsnehmers standen.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen,
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die
von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beein-
trächtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesse-
rungen sind abzuziehen.

5 Ausschlüsse

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche
5.1 wegen Schäden durch Verschütten, Abtropfen, Ab-
laufen, Verdampfen, Verdunsten wassergefährdender
Stoffe oder ähnliche Vorgänge, wenn dabei wassergefähr-
dende Stoffe in den Boden oder ein Gewässer gelangen,
es sei denn, dass solche Vorgänge auf einer Betriebsstö-
rung beruhen;

5.2 wegen Schäden durch betriebsbedingt unvermeidbare,
notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwir-
kungen; es sei denn, der Versicherungsnehmer erbringt
den Nachweis, dass er nach dem Stand der Technik zum
Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkung un-
ter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeit
derartiger Schäden nicht erkennen musste;

5.3 wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schä-
den;

5.4 wegen Schäden, für die Versicherungsschutz nach frü-
heren Versicherungsverträgen besteht oder hätte verein-
bart werden können;

5.5 wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die
zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung
betroffen waren;

5.6 wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (ausgenommen
Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach
Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten
entstehen (Produkthaftpflicht).
Dieser Ausschluss kommt im Rahmen des Versicherungs-
schutzes gemäß Ziff. 2.3 nicht zur Anwendung.

5.7 wegen Schäden, die darauf zurückzuführen sind, dass
Abfälle

- ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmigung,
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- ohne Genehmigung des Inhabers der Abfallentsorgungs-
anlage, insbesondere einer Deponie oder Kompostie-
rungsanlage,

- unter Nichtbeachtung von Auflagen oder Hinweisen des
Inhabers der Abfallentsorgungsanlage, insbesondere ei-
ner Deponie oder Kompostierungsanlage oder seines
Personals,

- unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration,
- an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür
behördlich genehmigt ist,

zwischen-, endgelagert oder anderweitig entsorgt werden;

5.8 gegen die Personen, die den Schaden dadurch verur-
sachen, dass sie

- bewusst von Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten, dem Umweltschutz dienenden,
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen abweichen
oder

- bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder
nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien
oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmä-
ßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befol-
gen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausfüh-
ren;

5.9 wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

5.10 wegen Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), soweit es
sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, de-
ren Bestandteilen und Zubehör sowie wegen Schäden beim
Bergbaubetrieb (i.S.d. § 114 BBergG) durch schlagende
Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlen-
staubexplosionen;

5.11 wegen Schäden infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens;

5.12 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren
Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

6 Versicherungssumme/Serienschäden/Selbstbehalt

6.1 Es gelten die im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssummen je Ver-
sicherungsfall und die Höchstersatzleistung des Versiche-
rers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

6.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung
eintretende Versicherungsfälle

- durch dieselbe Umwelteinwirkung oder
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder
unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Um-
welteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusam-
menhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-
sicherungsfälle als eingetreten gilt. § 3 Ziff. II 2 Abs. 1 Satz
3 AHB gilt als gestrichen.

6.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-
rungsfall von der Schadenersatzleistung 10 %, mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen; das gilt
nicht bei Schäden durch Brand oder Explosion.

7 Nachhaftung

7.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des voll-
ständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risi-
kos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Ver-
sicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz
für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren,
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsum-
fanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem
das Versicherungsverhältnis endet.

7.2 Ziff. 7.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes
Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den
Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustel-
len ist.
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